
 

 
 

 

 

 

 

Resolution des ÖGB-Bundesvorstands 

 

Der ÖGB-Bundesvorstand hat in seiner Sitzung am 30. Oktober 2014 folgende Resolution 

beschlossen: 

 

Regierung soll Lohnsteuer so schnell wie möglich senken 

 

In Österreich ist die steuerliche Belastung der Arbeit so hoch wie sonst fast nirgends. Die 

ArbeitnehmerInnen müssen unverhältnismäßig viel zu den Steuereinnahmen des Staates 

beitragen. Sie finanzieren einen Großteil der notwendigen öffentlichen Ausgaben – 

Menschen, die von ihren Kapitaleinkünften leben können, tragen hingegen viel zu wenig bei. 

Eine Senkung der Lohnsteuer ist daher überfällig. 

 

ArbeitnehmerInnen mit niedrigen Einkommen werden durch den hohen Eingangssteuersatz 

stark belastet.  

 

Derzeit gibt es nur drei Steuerstufen. Daher leiden die ArbeitnehmerInnen besonders stark 

unter der kalten Progression. Ein weiterer Grund für eine Lohnsteuerentlastung: Die 

ArbeitnehmerInnen und PensionistInnen sind von der Teuerung von Produkten des täglichen 

Bedarfs stark betroffen.  

 

Der ÖGB hat daher die Kampagne „Lohnsteuer runter!“ gestartet und gemeinsam mit der AK 

ein Modell ausgearbeitet. Damit sollen die ArbeitnehmerInnen und PensionistInnen spürbar 

entlastet werden. Die Auswirkungen der kalten Progression sollen eingedämmt werden. Das 

sehen auch die Menschen in Österreich so, sie haben „Lohnsteuer runter!“ mit mehr als 

880.000 Unterschriften unterstützt.  

 

Der ÖGB-Bundesvorstand betrachtet es als ersten Erfolg, dass auch die Bundesregierung auf 

ihrer Klausur Ende September ihre Bereitschaft zu einer Entlastung der ArbeitnehmerInnen 

bekundet hat. Sie hat eine Steuersenkung mit einem Volumen von mindestens fünf 

Milliarden angekündigt.  

 



 

 
 

 

 

 

 

Nun versuchen einige politische Gruppierungen, den großen Erfolg der „Lohnsteuer runter!“- 

Kampagne für ihre Interessen zu vereinnahmen und die Bereitschaft der Bundesregierung zu 

einer Steuerreform auszunutzen. Statt einer Lohnsteuersenkung, von der die 

ArbeitnehmerInnen profitieren, wollen sie Einzelinteressen bedienen und etwa die 

Lohnnebenkosten senken oder weitere Steuerbegünstigungen für Unternehmer einführen.  

 

Auch was die notwendige Gegenfinanzierung betrifft, kommen Vorschläge die aus der Sicht 

der ArbeitnehmerInnen inakzeptabel sind, und mit denen vom eigentlichen Anliegen, der 

Senkung der Lohnsteuer, abgelenkt werden soll. Mit diesen Vorschlägen würden die 

ArbeitnehmerInnen erst recht wieder belastet werden. Die Steuerreform muss so gestaltet 

werden, dass die ArbeitnehmerInnen sich die Lohnsteuersenkung nicht selbst bezahlen 

müssen. Die Steuerbegünstigung von Urlaubs- und Weihnachtsgeld sowie für 

Aufwandsentschädigungen, Zulagen, Zuschläge etc. muss daher unverändert bleiben. Der 

ÖGB-Bundesvorstand lehnt außerdem eine Senkung der Beiträge zur Sozialversicherung ab, 

da diese zu Leistungssenkungen führen würde, die besonders Menschen mit niedrigen 

Einkommen zu spüren bekämen. 

 

Der ÖGB-Bundesvorstand fordert, dass das Steueraufkommen im Gesamten nicht sinken 

darf. Deswegen hat der ÖGB auch Vorschläge zur Gegenfinanzierung gemacht. Der ÖGB-

Bundesvorstand schlägt eine Gegenfinanzierung in voller Höhe vor: Zusätzlich zu einer 

Milliarde Selbstfinanzierung durch Konjunkturbelebung soll die Lohnsteuersenkung durch 

wirksame Maßnahmen gegen Steuerbetrug, durch mehr Verteilungsgerechtigkeit (große 

Vermögen, Erbschaften, Schenkungen und Stiftungen etc. besteuern) sowie durch 

Beseitigung von Ausnahmen im Steuersystem und durch Effizienzsteigerungen, 

Kompetenzbereinigung etc. vollständig gegenfinanziert werden. 

 

Nun muss die Bundesregierung dafür sorgen, dass die Menschen in diesem Land schnell und 

spürbar von niedrigeren Steuern auf Arbeit profitieren. Daher fordert der ÖGB-

Bundesvorstand die Bundesregierung auf, das „Lohnsteuer runter!“-Modell aufzugreifen und 

so rasch wie möglich umzusetzen. 


